
ANLAGE 

BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

über die Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung gemäß Nummer 28 
der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und 
der Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche Haushaltsführung (Antrag EGF/2011/002 

IT/Trentino-Alto Adige/Südtirol, Hochbau, Italien)) 

(Der Text dieser Anlage ist hier nicht wiedergegeben; er entspricht dem endgültigen Rechtsakt, Beschluss 2012/7/EU.) 

Recht auf Belehrung in Strafverfahren ***I 

P7_TA(2011)0551 

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 13. Dezember 2011 zu dem Vorschlag 
für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über das Recht auf Belehrung in 

Strafverfahren (KOM(2010)0392 – C7-0189/2010 – 2010/0215(COD)) 

(2013/C 168 E/25) 

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung) 

Das Europäische Parlament, 

— in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
(KOM(2010)0392), 

— gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 82 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde 
(C7-0189/2010), 

— gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

— in Kenntnis der Beiträge des griechischen Parlaments, des spanischen Abgeordnetenhauses, des italie­
nischen Senats und des portugiesischen Parlaments zum Entwurf des Gesetzgebungsakts, 

— in Kenntnis der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 8. Dezember 
2010 ( 1 ), 

— nach Anhörung des Ausschusses der Regionen, 

— unter Hinweis auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 16. November 2011 gemachten 
Zusage, den Standpunkt des Europäischen Parlaments gemäß Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union zu billigen, 

— gestützt auf Artikel 55 seiner Geschäftsordnung, 

— in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres sowie der 
Stellungnahme des Rechtsausschusses (A7-0408/2011), 

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;
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2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, ihren Vorschlag entscheidend 
zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen; 

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie 
den nationalen Parlamenten zu übermitteln. 

P7_TC1-COD(2010)0215 

Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 13. Dezember 2011 im 
Hinblick auf den Erlass der Richtlinie 2012/…/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über 

das Recht auf Belehrung und Unterrichtung in Strafverfahren 

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgültigen 
Rechtsakt, Richtlinie 2012/13/EU.) 

Vorgeschlagene Ernennung eines Mitglieds des Rechnungshofs (K. PINXTEN - BE) 

P7_TA(2011)0552 

Beschluss des Europäischen Parlaments vom 13. Dezember 2011 über die vorgeschlagene 
Ernennung von Karel Pinxten zum Mitglied des Rechnungshofs (C7-0349/2011 – 2011/0814(NLE)) 

(2013/C 168 E/26) 

(Konsultation) 

Das Europäische Parlament, 

— gestützt auf Artikel 286 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, gemäß 
dem es vom Rat konsultiert wurde (C7-0349/2011), 

— nach Anhörung des vom Rat vorgeschlagenen Kandidaten für die Ausübung der Aufgaben eines Mit­
glieds des Rechnungshofs durch den Haushaltskontrollausschuss in seiner Sitzung vom 23. November 
2011, 

— gestützt auf Artikel 108 seiner Geschäftsordnung, 

— in Kenntnis des Berichts des Haushaltskontrollausschusses (A7-0417/2011), 

A. in der Erwägung, dass Karel Pinxten die Erfordernisse gemäß Artikel 286 Absatz 1 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union erfüllt; 

1. gibt eine befürwortende Stellungnahme zu dem Vorschlag des Rates ab, Karel Pinxten zum Mitglied 
des Rechnungshofs zu ernennen; 

2. beauftragt seinen Präsidenten, diesen Beschluss dem Rat und – zur Information – dem Rechnungshof 
sowie den übrigen Organen der Europäischen Union und den Rechnungskontrollbehörden der Mitglied­
staaten zu übermitteln.
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